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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Dezember 1955 

6 — 65304 — 3660/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Fünfzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 
(Aluminium-Zollkontingent 1956) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des § 96 a 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Entwurf einer Fünfzigsten Verordnung 

Über Zollsatzänderungen 
(Aluminium-Zollkontingent 1956) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifgeset- 
zes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gegeben worden ist, mit Zu- 
stimmung des Bundestages: 

§1 

Der Zollsatz für die nachstehend bezeich- 
neten Waren wird für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1956 bis zum 31. Dezember 1956 wie 
folgt geändert: 


Tarifnr. 

1 

Bezeichnung der \C^aren 

Neuer 
Zollsatz 
®/o des 
Wertes 

Nachrichtlich: 

Bisheriger 

Zollsatz 

Vo des Wertes 

76 01 

] 

aus A - 1 Aluminium, roh, nicht legiert, in 
Form von Masseln, Blöcken, Ingots, ! 

Knüppeln, Platten und Drahtbarren, im 
Rahmen eines Zollkontingents bis zu 
einer Gesamtmenge von 40 000 t . . . . 

i 

1 

frei 

i 

bis 31. 12. 1955 
frei 

: ab 1.1. 1956 

12 


Von der Kontingentsmenge dürfen in den 
einzelnen Kalendervierteljahren nicht mehr 
als je 10 000 t zollfrei eingeführt werden; 
jedoch dürfen die in einem Kalenderviertel- 
jahr nicht ausgenutzten Teilmengen in dem 
folgenden Kalendervierteljahr ausgenutzt , 
werden. 

! 

1 

i 

1 

i 

j 

1 


1 

i Die Abfertigung ist nur bei den vom Bun- ^ 

desminister der Finanzen zu bestimmenden 
Zollstellen zulässig. 




§ 2 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


§ 3 


Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


1 . 

Der deutsche Aluminiumbedarf kann aus 
inländischer Erzeugung nicht voll gedeckt 
werden. Es müssen deshalb zur Zeit etwa 
40 000 t Rohaluminium jährlich eingeführt 
werden. Der deutsche Zolltarif gewährt für 
Rohaluminium einen Zollschutz von 12 
des Wertes. Dieser Zollschutz entsprach bis 
zum Beginn des Jahres 1955 dem Verhältnis 
des Preises für Rohaluminium deutscher Her- 
kunft zum Preis für Rohaluminium auslän- 
discher Erzeugung. 

Im Laufe des Jahres 1955 haben die Preise für 
Rohaluminium auf dem Weltmarkt angezo- 
gen, während die Preise für deutsches Roh- 
aluminium praktisch unverändert geblieben 
sind. Mit den steigenden Weltmarktpreisen 
ist das Zollschutzbedürfnis der inländisdien 
Erzeugung von Rohaluminium gesunken. 
Andererseits wurde — als unvermeidbare 
Folge des Wertzolls — die Zollbelastung des 
Rohaluminiums mit steigenden Preisen im- 
mer höher, so daß die Einfuhr mehr und 
mehr abgedrosselt wurde. Diese Entwicklung 


wurde durdi ein zollfreies Kontingent in 
Höhe von 20 000 t Rohaluminium für das 
zweite Halbjahr 1955 abgefangen (Einund- 
vierzigste Verordnung über Zollsatzänderun- 
gen vom 13. Juli 1955 — Bundesgesetzbl. I 
S. 447). 

11 . 

Voraussiditlidi werden im Jahre 1956 die 
Preise für Rohaluminium auf dem Weltmarkt 
allgemein nidat so weit fallen, daß die deut- 
schen Erzeuger von Rohaluminium den Zoll- 
schutz von 12 Vo wieder unbeschränkt in An- 
spruch nehmen müssen. Die vorstehende Ver- 
ordnung sieht deshalb vorerst nur für das 
Jahr 1956 ein zollfreies Kontingent bis zu 
einer Höhe von 40 000 t vor, mit der Maß- 
gabe, daß im Interesse einer gleichmäßigen 
Verteilung der Einfuhr die Gesamtmenge auf 
die einzelnen Kalendervierteljahre mit je 
10 000 t zollfreier Einfuhr aufgeteilt wird. 

Wegen der Überwachung des Zollkontingents 
ist es erforderlich, die Einfuhr auf bestimmte, 
vom Bundesminister der Finanzen festzule- 
gende Zollstellen zu beschränken. 



